
Schäuble

Zulus (beim Marsch nach Pretoria)
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F i n a n z p o l i t i k

Höhere Steuern?
Die Spitze derCDU/CSU-Fraktionerwägt höhereVer-
brauchs- und Vermögenssteuernsowie dieEinführung ei-
ner Straßenbenutzungsgebühr. Auf eine weitereErhö-
hung der Mineralölsteuersoll verzichtetwerden. Sosieht
es ein noch geheimesKonzept vor, das Fraktionsch
Wolfgang Schäuble bis zumSommervorlegenwill. Mit-
telfristig sollendanach die Lohn- und Einkommensteu
gesenkt, Investitionen gefördertwerden, einVermögens-
bildungsplankönnte Arbeitnehmern undGewerkschaf
ten zusätzlichen Spielraum in der Tarifpolitikeröffnen.
Schäuble hat dasKonzept zur „geheimen Kommandos
che“ erklärt (ein CDU-Abgeordneter).Finanzminister
TheoWaigel (CSU) istnoch nicht informiert. Er fürchte
eine Diskussion umSteuererhöhungen vor derbayeri-
schen Landtagswahl imSeptember.
S ü d a f r i k a

Millionen
für Inkatha
Die Inkatha-Bewegung de
südafrikanischen Zulu-Che
Mangosuthu Butheleziwird
seit Jahren mit deutschen
Steuergeldern unterstütz
Allein die CDU-nahe Kon-
rad-Adenauer-Stiftungfinan-
ziert das „Inkatha Resourc
and InformationCentre“ mit
insgesamt sechs Millione
Mark. Das Geldstammt aus
dem Haushalt des Bonn

Entwicklungsministeriums
und soll, so Staatssekretä
Wighard Härdtl, „zu einem
erfolgreichen demokrat
schen Wandel in Südafrika
beitragen, vorallem die Dia-
logbereitschaft der südafrika
nischen Parteien fördern“
Das Ministeriumfördert etli-
che Entwicklungshilfeprojek
te über parteinaheStiftun-
gen. Tatsächlich versuche
die AnhängerButhelezis, die
ersten freien Wahlen in de
früheren Apartheidstaat m
allen Mitteln zu verhindern,
DER SPIEGEL 14/1994
und drohen dieAbspaltung
ihres Stammesgebietes a
„So finanzieren wir den Bür
gerkrieg mit“, empört sich
HansWallow, Entwicklungs-
hilfe-Experte derSPD.
R e p u b l i k a n e r

Hetze gegen
die Juden
Die antisemitischen Ausfäll
des Rep-Chefs FranzSchön-
huber gegen den Vorsitzen
den des Zentralrats der J
den in Deutschland,Ignatz
Bubis, sind nach Informa-
tionen desVerfassungsschu
zes Teil einer systema-
tischen Kampagne. Die Re
publikaner setzen, so de
nordrhein-westfälische Ver
fassungsschutz-Chef Frit
Achim Baumann, aufantise-
mitischeHetze,weil dasThe-
ma Ausländerpolitik nach
der Verschärfung derAsyl-
gesetze nach Ansicht de
Rechtsextremisten zur Pol
risierung in der Bevölkerun
nicht mehr taugt. DerVer-
fassungsschutz hatKenntnis
von sogenannten Musterr
den, die „offensichtlich vom
Bundesvorstand der Part
formuliert“ wurden. Darin
werden Repräsentanten d
jüdischen Gemeinden al
„deutsche Oberhasser“ver-
unglimpft. Bundeskanzle
Helmut Kohl, heißt es in ei-
Bubis
R e c h t s e x t r e m i s m u s

DVU will
verzichten
Die rechtsextreme Deutsch
Volksunion (DVU) des
Münchner Verlegers Ger-
hard Frey, 61,will nicht mit
einer eigenenListe an den
Europa- und Bundestags
wahlen teilnehmen. Nach-
dem die DVU bei den Bür
gerschaftswahlen in Ham-
burg den Einzug ins Lande
parlamentverfehlthatte,ver-
zichtete sie bereits auf d
Teilnahme an den Landtag
wahlen in Niedersachse
Die Partei propagiertjetzt ei-
ne „Einigung“ mit denRepu-
blikanern. Der Republika
ner-Chef Franz Schönhub
lehnt jedoch eine Kooperat
on ab.
S t a s i - V e r g a n g e n h e i t

Nachsicht
für IM
Das brandenburgische In
nenministerium plädiert fü
einen nachsichtigenUmgang
mit der Stasi-Vergangenhe
In einer Vorlage desMiniste-
riums für die Innenminister
Konferenz der ostdeutsche
Länder heißt es,Inoffizielle
Mitarbeiter (IM) der früheren
DDR-Staatssicherheit dürf-
ten im Öffentlichen Dienst be
schäftigtwerden, wenn „trotz
empfangenerOrden und Ge
schenke des MfS eine Mita
beit wegen fehlenderAkten
nicht zur Lastgelegtwerden“
könne. Ähnliches müsse fü
jemanden gelten, der„offen-
sichtlich ohnesein Wissen al
IM geführt“ wordensei. Das
Papier sei, so die Kritik des
sächsischen Stasi-Beauftra
ten FritzArendt, „maßgeblich
auf die persönliche Verteid
gungsstrategie“ desbranden-
burgischen Ministerpräsiden
ten ManfredStolpe (SPD) zu
geschnitten, der als „IM Se
kretär“ mit Stasi-Ordenaus-
gezeichnetwurde.
D E U T S C H L A N D
 P A N O R A M A


